
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Guntersblum 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 20.02.2025 
 
in Guntersblum, Rathaus Guntersblum, Alsheimer Straße 29 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:56 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Dorothee Hientzsch Ortsbürgermeisterin   
Dr. Christian Seilheimer 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Günter Schneider 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Klaus Bechler Ratsmitglied   
Simon Herz Ratsmitglied   
Karin Umstätter Ratsmitglied   
Werner Willius Ratsmitglied   
Christian Siegmund Ratsmitglied   
Christoph Mathes Ratsmitglied   
Jürgen Hartmann Ratsmitglied   
Dr. Stephan Meuren Ratsmitglied   
Karsten Belzer Ratsmitglied   
Christian Winkler Ratsmitglied   
Franziska Rosenbusch Ratsmitglied   
Axel Frey Ratsmitglied   
Norbert Schmitt Ratsmitglied   
Katja Deschinger Ratsmitglied   
Markus Klarner Ratsmitglied   
Harald Jäger Ratsmitglied   
Manuela Urban Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Rüdiger Schwarz Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Peter Muth 1. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Dr. Igor Herrmann Schriftführung   
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Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Guntersblum sind mit der Einladung vom 
12.02.2025 auf Donnerstag, 20.02.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Zu Beginn der Sitzung stellt die Leiterin den Antrag, die Tagesordnung zu ändern und TOP 7 
zu streichen, die SPD-Fraktion nimmt die Anfrage von TOP 12.1 zurück und Herr Muth schlägt 
vor, TOP 5 in den nichtöffentlichen Teil der Sitzung zu verschieben. Die Änderungsanträge 
der Tagesordnung werden einstimmig angenommen. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2025 

 
2. Beratung und Beschlussfassung zur 1. Änderungssatzung der Satzung der KERS zur 

Aufnahme der Ortsgemeinde Wintersheim 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0009) 
 

3. Beratung und Beschlussfassung über die 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0013) 
 

4. DGH und Kita "Zukunftswerkstatt" Guntersblum 
hier: Errichtungen von neuen PV-Anlagen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0011) 
 

5. Guntersblum; Antrag auf Ablösung einer Stellplatzverpflichtung  
 

6. Altglaserfassung im Landkreis Mainz-Bingen; 
Beratung und Beschlussfassung über den Vertrag zur Bereitstellung von Glascontainer-
Standplätzen für die Jahre 2025-2027 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0002) 
 

7. Beschlussfassung über Tempobegrenzung auf 30 km/h auf allen Ortsstraßen 
 

8. Beschlussfassung über Beschaffung eines Elektrofahrzeuges 
 

9. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 
 

9.1 Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 739/2  
Fristende: 21.01.2025 
Ausbau einer ehemaligen Scheune und einer ehem. Tanzhalle in Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0003) 
 

9.2 Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Promenade; Flur 13, Flurstück 303  
Fristende: 06.03.2025 
Umwandlung eines Einfamilienwohnhauses in zwei Doppelhaushälften 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0008) 
 

9.3 Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Julianenstraße; Flur 1, Flurstück 76  
Fristende: 10.03.2025 
Nutzungsänderung von Wohnraum u. Gewerbefläche in Ferienwohnungen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0010) 
 

10. Antrag der SPD-Fraktion zur Errichtung einer Car-Sharing-Station 
 

11. Mitteilungen 
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12. Anfragen 
 

12.1 Anfrage der SPD-Fraktion zu Aktivitäten des Wasserwerks an der Brunnengalerie 
 

13. Einwohnerfragestunde 
 

  
Nach dem Nichtöffentlichen Teil  
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 

2025  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, den Haushalt in der vorliegenden Fassung zu verabschieden. 
 
Beratung: 
 
Herr Mohr teilt mit, dass in diesem Jahr ein Überschuss in Haushalt erwartet werde. Alle 
Fraktionen erklären, dass sie dem Haushalt zustimmen und bedanken sich bei Herrn Mohr für 
die Vorarbeiten. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, den Haushalt in der vorliegenden Fassung zu verabschieden. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
2. Beratung und Beschlussfassung zur 1. Änderungssatzung der Satzung der KERS 

zur Aufnahme der Ortsgemeinde Wintersheim 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0009) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinden Wintersheim hat zwischenzeitlich im Gemeinderat einem Betritt zur AöR 
KERS zugestimmt. Für die Aufnahme ist die Änderung der Satzung sowie die Zustimmung der 
Räte der bisherigen Träger erforderlich (§ 7 Abs. 3 der Satzung). 
 

Satzung der 
„Kommunale Energie Rhein-Selz AöR“ 

 
rechtsfähige gemeinsame Anstalt des öffentlichen Rechts 

vom  
 

Der Verwaltungsrat der Kommunale Energie Rhein-Selz AöR hat aufgrund der §§ 24 und 86a 
GemO für das Land Rheinland-Pfalz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Januar 
2022 (GVBl. S. 21), der §§ 14a ff. des Landesgesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
für das Land Rheinland-Pfalz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1982, 
zuletzt geändert durch Artikel 14 des Landesgesetzes zur Änderung des 
Gerichtsorganisationsgesetzes, des Landesgesetzes über die Höfeordnung und 
kostenrechtlicher Vorschriften vom 2. März 2017 (GVBl. S. 21) und der §§ 28 ff. der 
Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Landes Rheinland-Pfalz vom 5. Oktober 1999 
(GVBl. 1999, S. 373) die folgende Änderung der Satzung beschlossen: 
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Artikel 1 
 
§ 1 Abs. 1, 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 
 
(1) Die „Kommunale Energie Rhein-Selz AöR“ ist eine gemeinsame Einrichtung der 

nachfolgenden Träger:  
der Verbandsgemeinde Rhein-Selz, der Städte Nierstein und Oppenheim sowie der 
Ortsgemeinden Dalheim, Dexheim, Dienheim, Dolgesheim, Dorn-Dürkheim, Eimsheim, 
Friesenheim, Guntersblum, Hillesheim, Köngernheim, Mommenheim, Selzen, 
Uelversheim, Undenheim, Weinolsheim, Wintersheim, 
 
in der Rechtsform einer rechtsfähigen gemeinsamen Anstalt des öffentlichen Rechts 
(AöR). 

 
(4) Das Stammkapital beträgt € 19.000,00 (in Worten: Euro neunzehntausend). 
 
(5) Auf das Stammkapital werden durch die Träger folgende Stammeinlagen geleistet: 

a) die VG Rhein-Selz € 1.000,00 durch Bareinlage.  
b) die OG Dalheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
c) die OG Dexheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
d) die OG Dienheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
e) die OG Dolgesheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
f) die OG Dorn-Dürkheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
g) die OG Eimsheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
h) die OG Friesenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
i) die OG Guntersblum € 1.000,00 durch Bareinlage. 
j) die OG Hillesheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
k) die OG Köngernheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
l) die OG Mommenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
m) die Stadt Nierstein € 1.000,00 durch Bareinlage. 
n) die Stadt Oppenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
o) die OG Selzen € 1.000,00 durch Bareinlage. 
p) die OG Uelversheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
q) die OG Undenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
r) die OG Weinolsheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
s) die OG Wintersheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 

 
Artikel 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ausgefertigt: 
 
Oppenheim,  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der 1. Änderung der Satzung der Kommunalen Energie Rhein-Selz 
AöR zur Aufnahme der Ortsgemeinde Wintersheim zu. 
 
Beratung: 
 
Frau Hientzsch informiert darüber, dass alle Mitglieder des KERS dem Antrag der 
Ortsgemeinde Wintersheim zur Aufnahme zustimmen müssten. 
  

https://de.wikipedia.org/wiki/Dalheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Dexheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dienheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dolgesheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dorn-D%C3%BCrkheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Eimsheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Guntersblum
https://de.wikipedia.org/wiki/Hillesheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Selzen
https://de.wikipedia.org/wiki/Uelversheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dalheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Dexheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dienheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dolgesheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dorn-D%C3%BCrkheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Eimsheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Guntersblum
https://de.wikipedia.org/wiki/Hillesheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Selzen
https://de.wikipedia.org/wiki/Uelversheim
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
3. Beratung und Beschlussfassung über die 2. Satzung zur Änderung der 

Hauptsatzung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0013) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zur Entlastung des Gemeinderates und zur Beschleunigung des Verfahrens soll die 
Entscheidung über die Ausübung und Ablehnung von Vorkaufsrechten auf den Haupt- und 
Finanzausschuss übertragen werden. Eine Ausübung wäre nur im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel bis 500.000 € möglich. Stehen keine Mittel zur Verfügung oder überschreitet 
die Ausübung die Wertgrenze von 500.000 €, liegt die Entscheidung beim Gemeinderat. 
 

2. Satzung  
zur Änderung der  

Hauptsatzung 
der Ortsgemeinde Guntersblum 

vom 21.02.2025 
 

Der Gemeinderat Guntersblum hat auf Grund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung (GemO), 
der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (GemODVO) 
und des § 2 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung kommunaler 
Ehrenämter (KomAEVO) die folgende 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
 

§ 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

§ 3 
Übertragung von Aufgaben des Gemeinderates auf Ausschüsse 

 
(2) Dem Haupt- und Finanzausschuss wird die Beschlussfassung über die folgenden 

Angelegenheiten übertragen: 
1. Vergabe von Aufträgen über Bau-, Dienst- und Lieferleistungen im Rahmen der 

verfügbaren Haushaltsmittel bis zu einem Betrag von 6.000,00 €, soweit die 
Entscheidung hierüber nicht dem Ortsbürgermeister übertragen ist, 

2. Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Aufwendungen 
oder Auszahlungen gem. § 100 GemO bis zu einem Betrag von 6.000,00 €. 

3. Beschluss über die Verwendung der Integrationspauschale im Rahmen der zur 
Verfügung gestellten Mittel. 

4. Ablehnung der Ausübung von Vorkaufsrechten sowie die Ausübung von 
Vorkaufsrechten im Rahmen von verfügbaren Haushaltsmittel bis 500.000,00 €. 

 
§ 2 

In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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67583 Guntersblum, den 21.02.2025 
Dorothee Hientzsch, Ortsbürgermeisterin 
  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung, zur Übertragung 
der Ablehnung der Ausübung sowie der Ausübung von Vorkaufsrechten im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel bis 500.000,00 € auf den Haupt- und Finanzausschuss. 
 
Beratung: 
 
Frau Hientzsch informiert über den einstimmigen Beschluss des Haupt- und 
Finanzausschusses. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
4. DGH und Kita "Zukunftswerkstatt" Guntersblum 

hier: Errichtungen von neuen PV-Anlagen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0011) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Guntersblum hatte beschlossen, im Rahmen der KIPKI-Förderung mehrere 
PV-Anlagen auf gemeindeeigenen Liegenschaften zu errichten. 
 
Im Einzelnen handelt es sich um das Dach der Bücherei des DGH sowie das Dach des 
Anbaues in der Kita „Zukunftswerkstatt“. 
 
Durch das Fachplanungsbüro für Elektrotechnik Hauptmann aus Ingelheim wurde hierzu ein 
entsprechendes Leistungsverzeichnis erstellt. 
 
Das Leistungsverzeichnis ist im Anhang beigefügt. 
 
Die Verwaltung bittet daher den Gemeinderat um Durchsicht und Freigabe des 
Leistungsverzeichnisses, um das entsprechende Vergabeverfahren einleiten zu können. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat Guntersblum beschließt, die Verwaltung mit der Ausschreibung und der 
abschließenden Auftragsvergabe für die PV-Anlagen im DGH sowie der Kita 
„Zukunftswerkstatt“ zu ermächtigen. 
Die Auftragsvergabe stellt den Abschluss des Vergabeverfahrens dar. 
Die Ermächtigung zur Ausschreibung steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung des 
Haushaltes 2025 durch die Kreisverwaltung. 
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Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 024/36503-072100-93-37 u. 024/57320-
072100-93-37  

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 108.000,- € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Herr Schneider informiert über die technische Ausstattung der Anlagen, DGH 33kw- Speicher 
25kw, Kita 17kw, 10kw Speicher. Auf Nachfrage teilt er mit, dass das Bilanzkreismodell gerade 
noch geprüft werde. Dazu ermittelt das EWR den Strombedarf an bestimmten Orten über den 
Tagesverlauf hinweg. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt den Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
5. Guntersblum; Antrag auf Ablösung einer Stellplatzverpflichtung   

 
Der Tagesordnungspunkt 5 wurde vor der Gemeinderatsitzung in den Nichtöffentlichen Teil 
verschoben.  

 

 
 
 
6. Altglaserfassung im Landkreis Mainz-Bingen; 

Beratung und Beschlussfassung über den Vertrag zur Bereitstellung von 
Glascontainer-Standplätzen für die Jahre 2025-2027 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0002) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen AöR (KAW) hat turnusgemäß alle 3 
Jahre die Erfassung von gebrauchten Glasverpackungen ausgeschrieben. Wie bereits in den 
letzten Jahren, hat das Ausschreibungsverfahren der KAW für den Zeitraum ab 01.01.2025 
ergeben, dass erneut die Bietergemeinschaft Braig-Hörger, Ehingen-Berkach, den 
Zuschlag/Auftrag für die Altglaserfassung erhält. 
 
Die Abstimmungsvereinbarung zwischen dem Landkreis Mainz-Bingen und den dualen 
Systemen sieht vor, dass ein Vertrag zwischen den einzelnen Kommunen und dem 
Auftragnehmer abgeschlossen wird. 
 
Der beigefügte Vertragsentwurf ist im Vergleich zum bisher bestehenden Vertrag inhaltlich 
gleich. Gleichbleibend ist auch die in § 2 (3) geregelte Aufwandsentschädigung für die 
Reinigung der Standplätze durch den Auftragnehmer in Höhe von 0,195 € 
netto/Einwohner/Jahr. 
 
Aus dem Verhältnis heraus zwischen Gemeinden/Städten und KAW, erhalten die 
Gemeinden/Städte für die Bereitstellung von Glascontainer-Standplätzen einen Betrag in 
Höhe von 88,5 Cent/Einwohner/Jahr. Die Aufwandsentschädigung für den Auftragnehmer für 
die Reinigung der Standplätze ist hierbei bereits in Abzug gebracht und löst somit bei 
Gemeinde/Stadt keine Ausgabe aus. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt den Abschluss des anhängenden Vertrages mit der 
Bietergemeinschaft Braig-Hörger, Peter- und Paul-Weg 46, 89584 Ehingen-Berkach. Die 
Ortsbürgermeisterin wird ermächtigt, den Vertrag rechtsverbindlich zu unterzeichnen. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 024/11420-441200 

 
Beratung: 
 
Frau Hientzsch informiert über die Beschlussvorlage. Die Nachfrage, ob der Begriff „Iglu“ die 
veralteten Glascontainer meint, zeigt der Vertrag, dass durchgängig der Begriff „Iglu“ 
Verwendung findet. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag: 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
7. Beschlussfassung über Tempobegrenzung auf 30 km/h auf allen Ortsstraßen  

 
Der Tagesordnungspunkt wurde vor der Gemeinderatsitzung von der Tagesordnung 
genommen.  
 
 
 
 
8. Beschlussfassung über Beschaffung eines Elektrofahrzeuges  

 
Beratung: 
 
Herr Schneider verweist auf die Diskussion im Haupt- und Finanzausschusses am 13.02.2025 
und begründet sehr ausführlich seine Entscheidung für ein Modell Ford Ranger Zitat aus 
seinem Kommentar: „Der Neubeschaffung sollte Vorrang gegenüber einer Leasing-
Finanzierung gegeben werden. Die Erfahrung lehrt, dass im Bauhof eingesetzte Fahrzeuge, 
trotz sorgfältigem Umgang, bei den vorhandenen Arbeits- und Einsatzbedingungen der Gefahr 
diverser leichter Beschädigungen unterliegen, was am Ende des Leasingvertrages zu nicht 
unerheblichen Mehrkosten führen kann. 3.2. Diesel-Fzg: Die Überprüfung ergab eine 
durchschnittliche Fahrleistung der Bauhof-Fzge von ca. 5000 km (km, nicht Euro - Red.) pro 
Jahr. Bei dieser Gesamtfahrleistung und der im Alltag anfallenden kurzen Fahrtstrecken (im 
Regelfall innerhalb der Gemarkung Guntersblum) wird ein Dieselmotor als nicht sinnvoll und 
unwirtschaftlich angesehen. 3.3. Benziner: Bei der aktuellen Marktanalyse kristallisieren sich 
zwei Fahrzeuge heraus, die sich im Rahmen des vorhandenen Budgets darstellen lassen. 
Pkw, Pick Up Isuzu, 2.5 t Anhängelast, Preis etwa 41.000 € sowie Pkw, Transporter Ford 
Ranger, Allrad mit AHK, 170 PS Benzinmotor, Kosten ca. 33.000 €, (plus 
Garantieverlängerung auf 5 Jahre) - Modell ist baugleich mit VW-Transporter - Beschaffung 
und Wartung möglich über ein Fahrzeughaus aus der Region. Eine aktuelle und konkrete 
Kostenanfrage und Lieferzeitanfrage ist erfolgt, das Ergebnis liegt uns leider heute noch nicht 
vor, sollte sich aber (lt. Herrn Mader - VG Rhein-Selz) in dem zuvor angeführten Kostenrahmen 
bewegen.“ 
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Die anschließende Diskussion erbringt kein Ergebnis. Der TOP wird zurück in den Haupt- und 
Finanzausschusses verwiesen.  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, den TOP in den Haupt- und Finanzausschusses zurück zu 
verweisen. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
9. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen  

 
 
9.1. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 739/2  
Fristende: 21.01.2025 
Ausbau einer ehemaligen Scheune und einer ehem. Tanzhalle in Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0003) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 21.01.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Ausbau einer ehemaligen Scheune und einer ehem. 
Tanzhalle in Wohnraum. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung. 
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Das Vorhaben ändert die Raumaufteilung im Inneren des Gebäudes und nimmt Eingriff in die 
Tragstruktur und die Fassade. Durch das Vorhaben entstehen äußere gestalterische Eingriffe.  
Die Gliederung der Fester widerspricht § 6 Abs. 1 der Gestaltungssatzung. 
 
Aus Gründen des Gleichbehandlungsgrundsatzes gegenüber anderen 
Grundstückseigentümern und der Wahrung einer künftigen städtebaulichen Ordnung und 
Einheit im gesamten Plangebiet, könnte sich die Genehmigung des Bauvorhabens zum einem 
negativen Vorbildcharakter entwickeln. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen bauplanungsrechtliche Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss im Bauausschuss: Ablehnung einstimmig. 
 
 
9.2. Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Promenade; Flur 13, Flurstück 303  
Fristende: 06.03.2025 
Umwandlung eines Einfamilienwohnhauses in zwei Doppelhaushälften 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0008) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 06.03.2025.  
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• Bauantrag  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Umwandlung eines Einfamilienwohnhauses in zwei 
Doppelhaushälften sowie die Aufstockung des Gebäudes. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und sinnvolle 
Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem Grundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch nachgewiesen werden. 
Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden 
Bauvoranfrage.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss im Bauausschuss: Zustimmung einstimmig. 
 
 
9.3. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Julianenstraße; Flur 1, Flurstück 76  
Fristende: 10.03.2025 
Nutzungsänderung von Wohnraum u. Gewerbefläche in Ferienwohnungen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0010) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
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zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 10.03.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Nutzungsänderung von Wohnraum und Gewerbefläche 
in 
Ferienwohnungen. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein.  
 
Das Vorhaben ändert die Raumaufteilung im Inneren des Gebäudes, ohne Eingriff in die 
Tragstruktur oder Fassade. Durch das Vorhaben entstehen keine äußeren gestalterischen 
Eingriffe.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben sichergestellt.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss im Bauausschuss: Zustimmung einstimmig 
 
 
 
 
10. Antrag der SPD-Fraktion zur Errichtung einer Car-Sharing-Station  

 
Beratung: 
 
Im Vorschlag der SPD-Fraktion wird eine Prüfung im Umweltausschuss vorgeschlagen. Die 
Diskussion ergibt, dass die Prüfung durch den Ausschuss für Dorfentwicklung und Verkehr 
erfolgen soll unter Einbeziehung der Klimaschutzmanager.  
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Prüfung durch den Ausschuss für Dorfentwicklung und 
Verkehr.  
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
11. Mitteilungen  

 
- Frau Hientzsch berichtet, dass sie sehr kurzfristig zu einer Verkehrsmaßnahme – 

Sperrmarkierungen zugezogen wurde. 
- Frau Hientzsch informiert über die Aktivitäten rund um den Dirtpark und das dort 

gerade, einen Verein gegründet werden soll. Plan für 2025: Wiederaufbau der 
Pumptracks, Aufbereitung der Anlage, ggf. Teilnahme beim Rheinradeln mit 
besonderem Event. Kommunikation mit der Gemeinde intensivieren. Herr Bruno 
Stappart führe das Projekt an. Herr Herz schlägt vor, den Sozialausschuss mit der 
Begleitung zu beauftragen. Dieser Vorschlag findet Zustimmung. 

- Herr Schneider berichtet über eine Baumspende einer Ulme für das Leckbart Heisje. 
- Herr Muth berichtet Anschaffung neue Friedhofsbänke, Auswahl des Öl-Farbtons für 

die Hölzer, dass bereits 8 Bänke bestellt worden seien und diese mit farblosem Öl 
behandelt werden. 

- Herr Muth berichtet vom Stand „Loch im Kellerweg, dass ein Auftrag vom Wasserwerk 
erteilt wurde, eine Stützmauer zu errichten. Erst dann könne das Loch provisorisch 
gefüllt werden.  

 
 
 
 
12. Anfragen  

 
- Herr Schmitt bitte die Ampelanlage Süd zu prüfen, da die Abbiegezeit nach links zu 

kurz scheint. 
- FWG bittet Abwassergebühren zu prüfen. Guntersblum war ursprünglich teurer als 

Nierstein-Oppenheim, aber nach einer bestimmten Zeit sollten Sätze nivelliert werden. 
Herr Groth teilt mit, dass angeglichen wurde und es keine unterschiedlichen Gebühren 
mehr gibt. 

- Herr Winkler, fragt an, ob es beim Planfeststellungsverfahren Retentionsraum einen 
neuen Stand gebe. Frau Hientzsch antwortet, dass es kein Update bis jetzt gebe. Herr 
Winkler bittet nachhaken wegen der akzeptanzfördernden Maßnahmen und dem 
Verfahren und Einspruchsmöglichkeiten. Herr Groth kündigt an, sich auch darum zu 
kümmern. 

- Herr Schmitt bitte darum die Unterlagen für den neuen ROP bzw. den BV 
(Beschlussvorschlag) an die Ratsmitglieder zu senden, der auf einem weiteren 
Gemeinderat verabschiedet werden könnte.  
 

  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Guntersblum vom 20.02.2025 

Seite 16 

 

 

12.1. Anfrage der SPD-Fraktion zu Aktivitäten des Wasserwerks an der Brunnengalerie  
 
Die Anfrage wurde zurückgezogen.  
 
 
 
 
13. Einwohnerfragestunde  

 
Keiner Anmerkungen  
 
 
 
 
Nach dem Nichtöffentlichen Teil  
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
- Drei Vorkaufsrechtsbeschlüsse wurden abschlägig beschieden 
- Einer Stellplatzablösung wurde zugestimmt. 
- Einer Anstellung einer Angestellten der Ortsgemeinde wurde zugestimmt.  

 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Dorothee Hientzsch Dr. Igor Herrmann 
Ortsbürgermeisterin  

 
 
 


